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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 4-28 

im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Grunewald
Vom 30. August 2011

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in 
der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I 
S. 1509), in Verbindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung vom 7. No-
vember 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 4-28 vom 3. April 2009 mit Deckblatt vom 

24. November 2009 und Änderungen vom 3. Dezember 2009 für das 
Grundstück Auerbacher Straße 10/14 und für eine Teilfläche des 
Platzes „Am Bahnhof Grunewald“ (Teilflächen der Flurstücke 147 
und 216/2) im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Grune-
wald, wird festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung 
über die Festsetzung des Bebauungsplans IX-194 im Bezirk Wil-
mersdorf vom 4. November 2002 (GVBl. S. 327) festgesetzten Be-
bauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Charlot-

tenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadtentwick-
lungsamt, Fachbereich Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des 
Bebauungsplans können beim Bezirksamt Charlottenburg-Wilmers-
dorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadtentwicklungsamt in den 
Fachbereichen Stadtplanung und Bauaufsicht, während der Dienst-
stunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuches) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuches)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuches bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuches beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuches beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Charlottenburg-
Wilmersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachver-
halt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 ge-
nannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuches und 
gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetz-
buches unbeachtlich.

 (2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. August 2011

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

T h i e m e n 
Bezirksbürgermeisterin

G r ö h l e r
Bezirksstadtrat 
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Wahlordnung
zum Berliner Richtergesetz 

(RiWO)
Vom 20. September 2011

Auf Grund des § 90 Absatz 1 des Berliner Richtergesetzes vom 
9. Juni 2011 (GVBl. S. 238) wird verordnet:

Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Anwendungsbereich
§ 2 Wahlvorstand
§ 3 Wählerverzeichnis
§ 4 Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis
§ 5 Wahlausschreiben
§ 6 Wahlvorschläge
§ 7 Behandlung der Wahlvorschläge durch den Wahlvorstand, 

ungültige Wahlvorschläge
§ 8 Bekanntgabe der Wahlvorschläge
§ 9 Sitzungsniederschrift 
§ 10 Ausübung des Wahlrechts, Stimmzettel, ungültige 

 Stimmabgaben
§ 11 Wahltag
§ 12 Wahlhandlung
§ 13 Briefwahl
§ 14 Behandlung im Wege der Briefwahl abgegebener Stimmen
§ 15 Ordnung im Wahlraum
§ 16 Auszählung der Stimmen
§ 17 Wahlniederschrift
§ 18 Benachrichtigung der gewählten Personen
§ 19 Bekanntmachung des Wahlergebnisses
§ 20 Bekanntgabe
§ 21 Berechnung der Fristen

Zweiter Abschnitt
Wahl der dem Abgeordnetenhaus für die Wahl zum 
 Richterwahlausschuss vorzuschlagenden Personen

§ 22 Wahlvorstand
§ 23 Bildung des Wahlvorstandes
§ 24 Wahlausschreiben 
§ 25 Wahlvorschläge
§ 26 Zusammenstellung der Gesamtwahlvorschläge
§ 27 Bestimmung des Wahltages
§ 28 Wahlniederschrift
§ 29 Wahlergebnis
§ 30 Anzeige des Wahlergebnisses
§ 31 Aufbewahrung der Unterlagen
§ 32 Listen der dem Abgeordnetenhaus für den Richterwahlaus-

schuss vorzuschlagenden Personen

Dritter Abschnitt
Wahl der Richter- und Staatsanwaltsräte

§ 33 Wahlvorstand
§ 34 Bildung des Wahlvorstandes
§ 35 Zusammensetzung der Richter- und Staatsanwaltsräte
§ 36 Ausübung des Wahlrechts
§ 37 Wahlvorschläge
§ 38 Behandlung der Wahlvorschläge durch den Wahlvorstand, 

ungültige Wahlvorschläge
§ 39 Nachfrist für die Einreichung von Wahlvorschlägen
§ 40 Bezeichnung der Wahlvorschläge
§ 41 Wahlverfahren bei Vorliegen mehrerer Wahlvorschläge 

(Verhältniswahl)
§ 42 Wahlverfahren bei Vorliegen eines Wahlvorschlages 

(Personen- und Mehrheitswahl)
§ 43 Wahl eines Richter- oder Staatsanwaltsrats, der aus einem 

Mitglied besteht (Personen- und Mehrheitswahl)
§ 44 Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Vierter Abschnitt
Wahl der Gesamtrichterräte und 

des Gesamtstaatsanwaltsrates

§ 45 Wahlvorstand, Wahltag
§ 46 Entsprechende Anwendung der Vorschriften über die Wahl 

der Richter- und Staatsanwaltsräte
§ 47 Gesamtwahlvorstand
§ 48 Wahlvorstand bei gesonderter Wahl des Gesamtrichter- oder 

Gesamtstaatsanwaltsrates
§ 49 Wahlausschreiben
§ 50 Wahlvorschläge, Stimmzettel
§ 51 Feststellung und Bekanntmachung des Wahlergebnisses

Fünfter Abschnitt
Wahl der Präsidialräte

§ 52 Wahlvorschläge, anzuwendende Bestimmungen

Sechster Abschnitt
Schlussvorschriften

§ 53 Übergangsvorschrift
§ 54 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Anwendungsbereich

Auf die Wahlen der dem Abgeordnetenhaus für die Wahl zum 
Richterwahlausschuss vorzuschlagenden Personen aus der Richter-
schaft und aus der Staatsanwaltschaft und auf die Wahlen der Rich-
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chen Mitgliedern des zuständigen Wahlvorstandes zu unterschrei-
ben. 
Das Wahlausschreiben muss enthalten: 
1. Ort und Tag seines Erlasses, 
2. die Grundsätze, nach denen die Wahl stattfindet (§ 88 Absatz 1 

des Berliner Richtergesetzes), und den Hinweis, dass Frauen 
und Männer bei der Besetzung der zu wählenden Gremien ange-
messen berücksichtigt werden und zu diesem Zweck ebenso vie-
le Frauen wie Männer vorgeschlagen werden sollen, sofern die 
Wahl eines Gremiums auf der Grundlage von Vorschlagslisten 
erfolgt (§ 88 Absatz 2 des Berliner Richtergesetzes),

3. die Zahl der jeweils zu wählenden Richterinnen und Richter, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte (§ 15 Absatz 1 Satz 2, § 34 
Absatz 1 und 2, § 92 Absatz 4 Satz 2 des Berliner Richtergeset-
zes),

4. den Hinweis, dass nur Wahlberechtigte wählen können, die in 
das Wählerverzeichnis eingetragen sind (§ 10 Absatz 1), 

5. den Hinweis, dass Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis bis 
zum Werktag vor Beginn der Stimmabgabe, 12 Uhr, beim örtli-
chen Wahlvorstand eingelegt werden müssen (§ 4 Satz 1), 

6. die Mindestzahl von Personen, von denen ein Wahlvorschlag 
unterzeichnet sein muss (§ 25 Absatz 3, § 37 Absatz 3, §§ 46, 
52), und den Hinweis, dass im Fall der Verhältniswahl jede oder 
jeder Wahlberechtigte nur auf einem Wahlvorschlag vorgeschla-
gen werden kann (§ 37 Absatz 7, §§ 46, 52),

7. im Fall der Wahlen zu den Richter- und Staatsanwaltsräten den 
Hinweis, dass der Wahlvorschlag auch von einem Berufsver-
band der Richter- oder Staatsanwaltschaft eingebracht werden 
kann und von zwei beauftragten Wahlberechtigten unterzeichnet 
sein muss (§ 37 Absatz 2 und 4, § 46),

8. die Aufforderung, Wahlvorschläge, die den Anforderungen des 
§ 6 Absatz 1 entsprechen müssen, innerhalb von 18 Kalenderta-
gen nach dem Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand 
einzureichen (§ 6 Absatz 3); der letzte Tag der Einreichungsfrist 
ist anzugeben,

9. den Hinweis, dass nur fristgerecht eingereichte Wahlvorschläge 
berücksichtigt werden können und nur gewählt werden kann, 
wer in einen solchen Wahlvorschlag aufgenommen ist,

10. einen Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl (§ 13),
11. die Angabe, wo und wann das Wählerverzeichnis, die Wahlvor-

schläge und diese Wahlordnung eingesehen werden können, 
12. den Ort, an dem die Wahlvorschläge bekannt gegeben werden,
13. den Ort und die Zeit der Stimmabgabe, 
14. den Ort und die Zeit der Stimmenauszählung und 
15. den Ort, an dem Einsprüche, Wahlvorschläge und andere Erklä-

rungen gegenüber dem Wahlvorstand abzugeben sind.
(2) Offenbare Unrichtigkeiten des Wahlausschreibens können 

vom zuständigen Wahlvorstand jederzeit berichtigt werden.
(3) Der örtliche Wahlvorstand vermerkt auf dem Wahlausschrei-

ben den ersten und letzten Tag des Aushangs.
(4) Mit dem Werktag, der auf den Erlass des Wahlausschreibens 

folgt, ist die Wahl eingeleitet. 
(5) Der Wahlvorstand hat Abschriften oder einen Abdruck des 

Wahlausschreibens vom Tage des Erlasses an bis zum Schluss der 
Stimmabgabe öffentlich zugänglich zu machen.

§ 6
Wahlvorschläge

(1) Die Vorgeschlagenen sind mit Vornamen, Familiennamen, Ge-
burtsdatum und Amtsbezeichnung aufzuführen. Ihre schriftliche Zu-
stimmung zur Aufnahme in den Wahlvorschlag ist beizufügen. Die 
Zustimmung kann nicht widerrufen werden.

(2) Nach Einreichung des Wahlvorschlages kann eine darauf ge-
leistete Unterschrift nicht mehr zurückgenommen werden.

ter- und Staatsanwaltsvertretungen sind die Vorschriften dieser 
Wahlordnung anzuwenden.  

§ 2
Wahlvorstand

(1) Dem Wahlvorstand sollen Frauen und Männer angehören. 
(2) Der Wahlvorstand gibt die Namen seiner Mitglieder und gege-

benenfalls der Ersatzmitglieder unverzüglich nach seiner Bestellung 
oder Wahl in dem Gericht oder der Staatsanwaltschaft durch Aus-
hang bis zum Abschluss der Stimmabgabe bekannt. Der örtliche 
Wahlvorstand gibt die Namen der Mitglieder des Gesamtwahlvor-
standes und die dienstliche Anschrift seiner oder seines Vorsitzen-
den durch Aushang bis zum Abschluss der Stimmabgabe bekannt.

(3) Der zuständige Wahlvorstand führt die Wahl durch. Die 
Durchführung der Wahl der dem Abgeordnetenhaus für die Wahl 
zum Richterwahlausschuss vorzuschlagenden Personen sowie der 
Wahlen zu den Gesamtrichterräten, zu dem Gesamtstaatsanwaltsrat 
und zu den Präsidialräten übernehmen in den einzelnen Gerichten 
oder Staatsanwaltschaften die örtlichen Wahlvorstände im Auftrag 
und nach Anordnung des Gesamtwahlvorstandes.

(4) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl nimmt der örtliche 
Wahlvorstand öffentlich die Auszählung der Stimmen vor (§ 16), 
stellt deren Ergebnis in einer Niederschrift fest (§ 17) und gibt es 
den Angehörigen der Dienststelle durch Aushang bekannt. Der Lei-
tung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft und den dort vertrete-
nen Berufsverbänden ist eine Abschrift der Niederschrift zu über-
senden.

(5) Die Beschlüsse des Wahlvorstandes werden mit einfacher 
Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Stimmenthal-
tungen bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit außer Betracht. Bei 
Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

(6) Die Leitung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft hat den 
Wahlvorstand bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen, 
insbesondere die notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen 
und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Für die Vorbereitung 
und Durchführung der Wahl hat die Leitung des Gerichts oder der 
Staatsanwaltschaft im erforderlichen Umfang Räume, den Ge-
schäftsbedarf und Schreibkräfte zur Verfügung zu stellen.

(7) Der örtliche Wahlvorstand kann Wahlberechtigte als Wahlhel-
ferinnen und Wahlhelfer zu seiner Unterstützung bei der Durchfüh-
rung der Stimmabgabe und bei der Stimmenzählung bestellen.

§ 3
Wählerverzeichnis

Die Stimmabgabe erfolgt nach einem alle Wahlberechtigten ent-
haltenden Wählerverzeichnis, das von dem örtlichen Wahlvorstand 
aufzustellen ist. Er hat bis zum Abschluss der Stimmabgabe das 
Wählerverzeichnis auf dem Laufenden zu halten und kann offenbare 
Unrichtigkeiten berichtigen. Das Wählerverzeichnis ist bis zum Ab-
schluss der Stimmabgabe öffentlich zugänglich zu machen. 

§ 4
Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis

Einsprüche gegen die Richtigkeit des Wählerverzeichnisses müs-
sen spätestens am Werktag vor Beginn der Stimmabgabe, 12 Uhr, 
beim örtlichen Wahlvorstand eingelegt werden. Über den Einspruch 
entscheidet der Wahlvorstand unverzüglich. Die Entscheidung ist 
der Person, die Einspruch eingelegt hat, unverzüglich, möglichst 
noch vor Beginn der Stimmabgabe, mitzuteilen.

§ 5
Wahlausschreiben

(1) Spätestens sechs Wochen vor dem Tag der Wahl erlässt der 
zuständige Wahlvorstand ein Wahlausschreiben. Es ist von sämtli-

469_480_GVBl_2011_24.indd   472 22.09.11   11:36



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      67. Jahrgang      Nr. 24       27. September 2011 473

(4) Ungültig sind Stimmzettel, 
1. die nicht vom Wahlvorstand ausgegeben worden sind,
2. aus denen sich der Wille der oder des Wahlberechtigten nicht 

zweifelsfrei ergibt oder
3. die ein besonderes Merkmal, einen Zusatz oder einen Vorbehalt 

enthalten.

§ 11
Wahltag

Die Wahlen finden an einem Werktag, der vom zuständigen Wahl-
vorstand (§§ 27, 33 Satz 2, § 45 Absatz 2) zu bestimmen ist, bis um 
15 Uhr statt. Der örtliche Wahlvorstand kann bestimmen, dass die 
Wahlen zusätzlich an dem davor liegenden Werktag stattfinden. Der 
Beginn der Wahlzeit wird von dem örtlichen Wahlvorstand be-
stimmt.

§ 12
Wahlhandlung

(1) Der Wahlvorstand trifft Vorkehrungen, dass die oder der Wahl-
berechtigte den Stimmzettel im Wahlraum unbeobachtet kennzeich-
nen und in den Wahlumschlag legen kann. Für die Aufnahme der 
Wahlumschläge sind Wahlurnen zu verwenden. Vor Beginn der 
Stimmabgabe sind die Wahlurnen vom Wahlvorstand zu verschlie-
ßen. Sie müssen so eingerichtet sein, dass die eingeworfenen 
Wahlumschläge nicht vor Öffnung der Urne entnommen werden 
können.

(2) Solange der Wahlraum zur Stimmabgabe geöffnet ist, müssen 
mindestens zwei Mitglieder des Wahlvorstandes im Wahlraum an-
wesend sein; sind Wahlhelferinnen oder Wahlhelfer bestellt, genügt 
die Anwesenheit eines Mitglieds des Wahlvorstandes und einer 
Wahlhelferin oder eines Wahlhelfers. 

(3) Vor Aushändigung des Stimmzettels ist festzustellen, ob der 
oder die Wahlberechtigte im Wählerverzeichnis eingetragen ist. Die 
Teilnahme an der Wahl ist im Wählerverzeichnis zu vermerken.

(4) Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen 
Beeinträchtigung in der Stimmabgabe behindert ist, kann eine Per-
son ihres Vertrauens bestimmen, derer sie sich bei der Stimmabgabe 
bedienen will, und dies dem Wahlvorstand bekanntgeben. Die Hilfe-
leistung hat sich auf die Erfüllung der Wünsche der wahlberechtig-
ten Person zur Stimmabgabe zu beschränken. Die Vertrauensperson 
darf gemeinsam mit der wahlberechtigten Person die Wahlzelle auf-
suchen, soweit dies zur Hilfeleistung erforderlich ist. Die Vertrau-
ensperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie 
bei der Hilfeleistung erlangt hat. Wahlbewerberinnen und Wahlbe-
werber dürfen nicht zur Hilfeleistung herangezogen werden.

(5) Wird die Wahlhandlung unterbrochen oder wird das Wahler-
gebnis nicht unmittelbar nach Abschluss der Stimmabgabe festge-
stellt, so hat der Wahlvorstand für die Zwischenzeit die Wahlurne so 
zu verschließen und aufzubewahren, dass der Einwurf oder die Ent-
nahme von Stimmzetteln ohne Beschädigung des Verschlusses un-
möglich ist. Bei Wiedereröffnung der Wahl oder bei Entnahme der 
Stimmzettel zur Stimmzählung hat sich der Wahlvorstand davon zu 
überzeugen, dass der Verschluss unversehrt ist.

(6) Nach Ablauf der für die Durchführung der Wahlhandlung fest-
gesetzten Zeit dürfen nur noch diejenigen Wahlberechtigen abstim-
men, die sich in diesem Zeitpunkt im Wahlraum befinden. Sodann 
erklärt der Wahlvorstand die Wahlhandlung für beendet.

(7) Der Wahlvorstand kann, soweit ein Bedürfnis vorliegt, im Be-
reich der Dienststelle verschiedene Wahlräume mit unterschiedli-
chen Abstimmungszeiten bestimmen. 

§ 13
Briefwahl

(1) Wahlberechtigte, die ihre Stimme durch Briefwahl abgeben 
wollen, haben dies dem Wahlvorstand rechtzeitig mitzuteilen. Der 

(3) Die Wahlvorschläge sind innerhalb von 18 Kalendertagen 
nach dem Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand einzu-
reichen. 

§ 7
Behandlung der Wahlvorschläge durch den Wahlvorstand, 

 ungültige Wahlvorschläge

(1) Der Wahlvorstand prüft, ob die auf den Wahlvorschlägen be-
nannten Bewerberinnen und Bewerber nach § 89 Absatz 2 und 3 des 
Berliner Richtergesetzes wählbar sind, und streicht diejenigen Per-
sonen, deren Nichtwählbarkeit festgestellt wird. Von solchen Strei-
chungen hat der Wahlvorstand die betroffenen Personen und die 
oder den zur Vertretung des Vorschlages Berechtigten (§ 37 Absatz 
5) unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen.

(2) Wahlvorschläge, die ungültig sind, weil sie nicht von der er-
forderlichen Zahl von Wahlberechtigten unterstützt oder weil sie 
nicht fristgerecht eingereicht worden sind oder weil sie nur Namen 
von nichtwählbaren Bewerberinnen und Bewerbern enthalten, gibt 
der Wahlvorstand unverzüglich nach Eingang unter Angabe der 
Gründe zurück.

(3) Wahlvorschläge, die den Vorschriften dieser Verordnung nicht 
entsprechen und nicht gemäß Absatz 2 ungültig sind, hat der Wahl-
vorstand mit der Aufforderung zurückzugeben, die Mängel inner-
halb einer Frist von drei Werktagen zu beseitigen. Werden die Män-
gel nicht fristgerecht beseitigt, so sind diese Wahlvorschläge 
ungültig. Für den Fall der Verhältniswahl gilt dies nicht, wenn der 
Mangel nur einzelne Bewerberinnen oder Bewerber betrifft; diese 
Bewerberinnen oder Bewerber werden gestrichen. 

§ 8
Bekanntgabe der Wahlvorschläge

(1) Unverzüglich nach Ablauf der in § 6 Absatz 3 genannten Frist 
oder der in § 26 Absatz 2 Satz 2 und 6 und § 39 Absatz 1 Satz 2 ge-
nannten Nachfrist, spätestens jedoch fünf Werktage vor Beginn der 
Stimmabgabe, gibt der Wahlvorstand die als gültig anerkannten 
Wahlvorschläge bis zum Abschluss der Stimmabgabe an denselben 
Stellen wie das Wahlausschreiben bekannt. Dabei soll auch angege-
ben werden, wie viele Stimmen der oder die Wahlberechtigte hat. 
Die Stimmzettel sollen zu diesem Zeitpunkt vorliegen. 

(2) Die Namen der Personen, die den Wahlvorschlag unterzeich-
net haben, werden nicht bekannt gegeben. 

§ 9
Sitzungsniederschrift

Der Wahlvorstand fertigt über jede Sitzung, in der über Einsprü-
che gegen das Wählerverzeichnis (§ 4), über die Ermittlung der Zahl 
der zu wählenden Mitglieder des Richter- oder Staatsanwaltsrates 
(§ 35), über die Zulassung von Wahlvorschlägen (§ 7) und das Set-
zen von Nachfristen (§ 26 Absatz 2 Satz 2 und 6 und § 39 Absatz 1 
Satz 2) entschieden wird, eine Niederschrift. Sie ist von sämtlichen 
Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unterzeichnen.

§ 10
Ausübung des Wahlrechts, Stimmzettel, ungültige Stimmabgaben

(1) Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen 
ist. 

(2) Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels in ei-
nem Wahlumschlag ausgeübt. Die Stimmzettel sind so zu gestalten, 
dass auch erkenntlich wird, für welche Wahl die Stimme abgegeben 
wird.

(3) Ist nach den Grundsätzen der Verhältniswahl zu wählen, so 
kann die Stimme nur für den gesamten Wahlvorschlag (Vorschlags-
liste) abgegeben werden. Ist nach den Grundsätzen der Mehrheits-
wahl zu wählen, so wird die Stimme für die zu wählenden einzelnen 
Bewerberinnen und Bewerber abgegeben.
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(3) Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit der 
Wahlvorstand beschließt, weil sie zu Zweifeln Anlass geben, sind 
mit fortlaufender Nummer zu versehen und von den übrigen Stimm-
zetteln gesondert bei den Wahlunterlagen aufzubewahren. 

§ 17
Wahlniederschrift

(1) Über das Ergebnis der Stimmenauszählung fertigen der örtli-
che und der jeweils zuständige Wahlvorstand eine Niederschrift an, 
die von sämtlichen Mitgliedern zu unterzeichnen ist. Die Nieder-
schrift muss enthalten: 
1. die Zahl der Wahlberechtigten, 
2. die Zahl der gültigen Stimmen, 
3. die Zahl der ungültigen Stimmen, 
4. im Fall der Verhältniswahl die auf jede Vorschlagsliste entfalle-

nen gültigen Stimmen, im Fall der Personen- und Mehrheits-
wahl die Zahl der auf jede Bewerberin und jeden Bewerber ent-
fallenen gültigen Stimmen,

5. die für die Gültigkeit oder Ungültigkeit zweifelhafter Stimmen 
maßgebenden Gründe. 

Stellt der Wahlvorstand auch das Wahlergebnis fest, so muss die 
Niederschrift zudem die Namen der gewählten Bewerberinnen und 
Bewerber und im Fall der Verhältniswahl die Errechnung der 
Höchstzahlen und ihre Verteilung auf die Vorschlagslisten enthalten.

(2) Besondere Vorkommnisse bei der Wahlhandlung oder der 
Feststellung des Wahlergebnisses sind in der Niederschrift zu ver-
merken.

§ 18
Benachrichtigung der gewählten Personen

Der für die Feststellung des Wahlergebnisses zuständige Wahlvor-
stand benachrichtigt die gewählten Personen unverzüglich schrift-
lich von ihrer Wahl und fordert sie auf, innerhalb von drei Kalender-
tagen zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. Wird die Wahl 
innerhalb dieser Frist nicht abgelehnt, so gilt sie als angenommen. 
Nimmt eine Person die Wahl nicht an, so tritt an ihre Stelle im Fall 
der Personen- und Mehrheitswahl die Person mit der nächsthöchsten 
Stimmenzahl, im Fall der Verhältniswahl die ihr in der Vorschlags-
liste nachfolgende Person.

§ 19
Bekanntmachung des Wahlergebnisses

Der für die Feststellung des Wahlergebnisses zuständige Wahlvor-
stand gibt das Wahlergebnis durch zweiwöchigen Aushang an den 
gleichen Stellen bekannt, an denen das Wahlausschreiben ausge-
hängt war. Die öffentliche Bekanntmachung des Wahlergebnisses 
muss enthalten:
1. die Namen der Personen, die ihre Wahl angenommen haben, im 

Fall der Verhältniswahl auch deren Zugehörigkeit zu einer Vor-
schlagsliste,

2. die Zahl der Wahlberechtigten,
3. die Zahl der Wählerinnen und Wähler,
4. die Zahl der gültigen und ungültigen Stimmen,
5. im Fall der Verhältniswahl die Verteilung der Stimmen auf die 

Vorschlagslisten und im Fall der Personen- und Mehrheitswahl 
die Verteilung der Stimmen auf die Bewerberinnen und Bewer-
ber sowie

6. im Fall der Wahl der Richter- und Staatsanwaltsvertretungen die 
Namen und die Reihenfolge der als Ersatzmitglieder gewählten 
Bewerberinnen und Bewerber.

Wahlvorstand leitet ihnen die Stimmzettel und einen Wahlumschlag 
sowie einen größeren Freiumschlag zu, der die Anschrift des Wahl-
vorstandes und als Absender die Anschrift der wahlberechtigten Per-
son sowie den Vermerk „Schriftliche Stimmabgabe“ mit dem Zusatz 
trägt, zu welcher Wahl die Stimme abgegeben wird. Er übersendet 
zugleich eine vorgedruckte, von der wahlberechtigten Person abzu-
gebende Erklärung, in der diese dem Wahlvorstand gegenüber versi-
chert, dass sie den Stimmzettel persönlich gekennzeichnet hat. Die 
Absendung ist in dem Wählerverzeichnis zu vermerken. In einem 
besonderen Schreiben ist zugleich anzugeben, bis zu welchem Zeit-
punkt spätestens der Stimmzettel bei dem Wahlvorstand eingegan-
gen sein muss. 

(2) Die wahlberechtigte Person gibt ihre Stimme in der Weise ab, 
dass sie
1. den Stimmzettel unbeobachtet persönlich kennzeichnet und in 

den Wahlumschlag legt, 
2. die vorgedruckte Erklärung unter Angabe des Ortes und des Da-

tums unterschreibt und 
3. den Wahlumschlag, in den der Stimmzettel gelegt ist, und die 

unterschriebene Erklärung (Absatz 1 Satz 3) in dem Freium-
schlag verschließt und diesen so rechtzeitig an den Wahlvor-
stand absendet oder übergibt, dass er vor Abschluss der Stimm-
abgabe vorliegt.

Die wahlberechtigte Person kann, soweit unter den Voraussetzungen 
des § 12 Absatz 4 erforderlich, die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 bezeich-
neten Tätigkeiten durch eine Person ihres Vertrauens verrichten lassen.

§ 14
Behandlung im Wege der Briefwahl abgegebener Stimmen

Während der Wahlzeit vermerkt ein Mitglied des Wahlvorstandes 
die Absenderinnen und Absender der bei dem Wahlvorstand einge-
gangenen Briefe in dem Wählerverzeichnis, entnimmt den Briefen 
die Wahlumschläge und legt diese ungeöffnet in die Wahlurne. Die 
vorgedruckten Erklärungen sind zu den Wahlunterlagen zu nehmen. 
Briefe, die ohne die vorgedruckte Erklärung bei dem Wahlvorstand 
eingehen, sind mit dem darin enthaltenen Wahlumschlag sowie mit 
einem entsprechenden Vermerk des Wahlvorstandes zu den Wahlun-
terlagen zu nehmen. Nach Ablauf der Wahlzeit eingehende Briefe 
sind unter Vermerk des Eingangszeitpunktes ungeöffnet zu den 
Wahlunterlagen zu nehmen. Die Briefumschläge sind einen Monat 
nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses ungeöffnet zu vernichten, 
wenn die Wahl nicht angefochten worden ist. 

§ 15
Ordnung im Wahlraum

Jegliche Wahlwerbung im Wahlraum ist unzulässig. Das vorsit-
zende Mitglied des Wahlvorstandes, in seiner Abwesenheit das es 
vertretende Mitglied des Wahlvorstandes, kann jede Person aus dem 
Wahlraum verweisen, die hiergegen verstößt oder die Ruhe und 
Ordnung sowie die ordnungsgemäße Durchführung der Wahlhand-
lung stört. Das vorsitzende Mitglied des Wahlvorstandes, in seiner 
Abwesenheit das von ihm betraute Mitglied des Wahlvorstandes, übt 
das Hausrecht im Sinne des § 123 des Strafgesetzbuches aus.

§ 16
Auszählung der Stimmen

(1) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl nimmt der örtliche 
Wahlvorstand öffentlich die Auszählung der Stimmen vor. Nach 
Öffnung der Wahlurne entnimmt er den Wahlumschlägen die 
Stimmzettel und prüft ihre Gültigkeit.

(2) Der örtliche sowie der jeweils zuständige Wahlvorstand zählen 
1. im Fall der Verhältniswahl die auf jede Vorschlagsliste,
2. im Fall der Personen- und Mehrheitswahl die auf jede einzelne 

Bewerberin oder jeden einzelnen Bewerber
entfallenen gültigen Stimmen zusammen. 
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§ 25 
Wahlvorschläge

(1) Für die Vorschlagslisten nach § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
und Satz 2 des Berliner Richtergesetzes sind getrennte Wahlvor-
schläge einzureichen.

(2) Die Wahlvorschläge für die Wahl des nichtständigen Mitglieds 
sind bei dem jeweils zuständigen Gesamtwahlvorstand, die Wahl-
vorschläge für die Wahl der ständigen Mitglieder aus der gesamten 
Richterschaft sind bei dem Landeswahlvorstand einzureichen. 

(3) Jeder Wahlvorschlag ist von mindestens drei Wahlberechtigten 
zu unterschreiben.

§ 26
Zusammenstellung der Gesamtwahlvorschläge

(1) Der Gesamtwahlvorstand stellt für seinen Gerichtszweig oder 
für die Staatsanwaltschaften die Namen der für die Wahlen nach 
§ 12 Absatz 1 Satz 2 des Berliner Richtergesetzes Vorgeschlagenen 
zu einem Gesamtwahlvorschlag in alphabetischer Reihenfolge zu-
sammen. Die Wahlvorschläge für die Vorschlagsliste nach § 12 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 des Berliner Richtergesetzes stellt der Lan-
deswahlvorstand in einem Gesamtwahlvorschlag zusammen. 

(2) Die Gesamtwahlvorschläge sollen die Namen von mindestens 
doppelt so vielen wählbaren Personen enthalten, wie dem Abgeord-
netenhaus nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Berliner Richtergesetzes 
vorzuschlagen sind. Werden weniger wählbare Personen vorge-
schlagen als nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Berliner Richtergesetzes 
erforderlich sind, so setzt der Gesamtwahlvorstand, im Fall des Ab-
satzes 1 Satz 2 der Landeswahlvorstand, eine Nachfrist von einer 
Woche. Die Nachfrist ist bekannt zu machen. Wird auch innerhalb 
der Nachfrist nicht die erforderliche Anzahl von Personen benannt, 
so schlägt die Präsidentin oder der Präsident des oberen Landesge-
richts oder die Generalstaatsanwältin oder der Generalstaatsanwalt 
des Landes Berlin, im Fall des Absatzes 1 Satz 2 die Präsidentin 
oder der Präsident des Kammergerichts, die fehlende Anzahl von 
Personen mit deren Einverständnis vor.  Es sollen ebenso viele Frau-
en wie Männer in den Gesamtwahlvorschlägen enthalten sein. Ist 
nicht gewährleistet, dass für jedes vom Abgeordnetenhaus zu wäh-
lende Mitglied mindestens zwei Männer und zwei Frauen vorge-
schlagen werden können, so gelten die Sätze 2 bis 4 entsprechend.

§ 27
Bestimmung des Wahltages

Der Landeswahlvorstand bestimmt den Wahltag.

§ 28
Wahlniederschrift

Die örtlichen Wahlvorstände haben gesonderte Niederschriften 
über das Ergebnis der Stimmenauszählung für die Wahl der Perso-
nen zu erstellen, die als ständige Mitglieder des Richterwahlaus-
schusses vorgeschlagen werden sollen, und über das Ergebnis der 
Stimmenauszählung für die Wahl der Personen, die als nichtständi-
ges Mitglied des Richterwahlausschusses vorgeschlagen werden 
sollen. Die Niederschrift hinsichtlich der Wahl der ständigen Mit-
glieder ist unverzüglich dem Landeswahlvorstand, die Niederschrift 
hinsichtlich der Wahl des nichtständigen Mitglieds ist unverzüglich 
dem Gesamtwahlvorstand zu übersenden. Die abgegebenen Stimm-
zettel sind der jeweiligen Niederschrift als Anlage beizufügen.

§ 29
Wahlergebnis

(1) Dem Abgeordnetenhaus sind für die Wahl zum Richterwahl-
ausschuss diejenigen acht Richterinnen und Richter aus der gesam-
ten Richterschaft und diejenigen vier Richterinnen und Richter aus 
dem jeweiligen Gerichtszweig sowie diejenigen vier Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte vorzuschlagen, welche die meisten Stimmen 

§ 20
Bekanntgabe

Soweit in dieser Verordnung vorgesehen ist, dass Mitteilungen 
bekannt zu machen oder Unterlagen öffentlich zugänglich zu ma-
chen sind, sind die Mitteilungen und Unterlagen in jedem Gericht 
oder in jeder Staatsanwaltschaft, ist das Gericht oder die Staatsan-
waltschaft in mehreren Gebäuden untergebracht, in jedem Gebäude 
an geeigneter Stelle auszuhängen oder zur Einsicht auszulegen.

§ 21
Berechnung der Fristen

Für die Berechnung der in dieser Verordnung festgelegten Fristen 
finden die §§ 186 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuches entspre-
chende Anwendung. Werktage im Sinne dieser Verordnung sind die 
Wochentage Montag bis Freitag mit Ausnahme der gesetzlichen Fei-
ertage. 

Zweiter Abschnitt
Wahl der dem Abgeordnetenhaus für die Wahl zum 
 Richterwahlausschuss vorzuschlagenden Personen

§ 22
Wahlvorstand

Die Wahl zur Vorschlagsliste für die ständigen Mitglieder des 
Richterwahlausschusses (§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Berli-
ner Richtergesetzes) führt der Landeswahlvorstand durch. Die Wahl 
zur Vorschlagsliste für das nichtständige Mitglied des Richterwahl-
ausschusses (§ 12 Absatz 1 Satz 2 des Berliner Richtergesetzes) 
führt der jeweilige Gesamtwahlvorstand durch.

§ 23
Bildung des Wahlvorstandes

(1) Spätestens zwei Monate vor dem Termin zur Neuwahl des Ab-
geordnetenhauses bestimmen die Präsidentinnen und Präsidenten 
der oberen Landesgerichte für ihren Gerichtszweig sowie die Gene-
ralstaatsanwältin oder der Generalstaatsanwalt des Landes Berlin 
für die Staatsanwaltschaften, durch welche Gerichtsvorstände oder 
Staatsanwaltsleitungen und für welche Wahlorte Wahlvorstände zu 
bilden sind. Sie bestimmen zugleich, welcher Wahlvorstand Ge-
samtwahlvorstand ist. Ist in einem Gerichtszweig nur ein Wahlvor-
stand zu bilden, so ist dieser zugleich Gesamtwahlvorstand. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Kammergerichts be-
stimmt den Landeswahlvorstand. Dieser soll aus je einer Richterin 
oder einem Richter aus der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der Ver-
waltungs-, Finanz-, Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit bestehen.

(3) Die Gerichtsvorstände und Staatsanwaltsleitungen bestellen 
drei Wahlberechtigte zum Wahlvorstand sowie mindestens ein Er-
satzmitglied; bestellen sie mehrere Ersatzmitglieder, legen sie zu-
gleich fest, in welcher Reihenfolge diese bei Verhinderung oder 
Ausscheiden von Mitgliedern des Wahlvorstandes nachrücken. 

§ 24
Wahlausschreiben

Der Gesamtwahlvorstand erlässt das Wahlausschreiben für die 
Wahl der Personen, die als nichtständiges Mitglied des Richterwahl-
ausschusses dem Abgeordnetenhaus vorgeschlagen werden sollen, 
der Landeswahlvorstand erlässt das Wahlausschreiben für die Wahl 
der Personen, die als ständige Mitglieder des Richterwahlausschus-
ses dem Abgeordnetenhaus vorgeschlagen werden sollen. Das Wahl-
ausschreiben muss die Angaben nach § 5 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 
bis 10 enthalten; der örtliche Wahlvorstand ergänzt das Wahlaus-
schreiben durch die Angaben nach § 5 Absatz 1 Satz 3 Nummer 11 
bis 15.
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tens einen Monat, nachdem ein Fall des § 36 Absatz 1 Nummer 1 bis 
3 des Berliner Richtergesetzes eingetreten ist.

(2) Besteht bei einem Gericht kein Richterrat oder bei einer 
Staatsanwaltschaft kein Staatsanwaltsrat, so beruft der Gerichtsvor-
stand eine Versammlung der Richterinnen und Richter oder die Lei-
tung der Staatsanwaltschaft eine Versammlung der Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte zur Wahl des Wahlvorstandes ein. Die 
Versammlung wählt eine Person, die die Versammlung leitet. Das-
selbe gilt, wenn der Richterrat oder der Staatsanwaltsrat bis zu dem 
in Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 1 Satz 3 genannten Zeitpunkt noch 
keinen Wahlvorstand bestellt hat und eine Versammlung von min-
destens drei Wahlberechtigten oder einem in dem Gericht oder der 
Staatsanwaltschaft vertretenen Berufsverband beantragt wird.

(3) Findet eine Versammlung nach Absatz 2 nicht statt oder wählt 
die Versammlung keinen Wahlvorstand, so bestellt ihn die Leitung 
des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft auf Antrag von mindestens 
drei Wahlberechtigten oder eines in dem Gericht oder der Staatsan-
waltschaft vertretenen Berufsverbandes.

§ 35
Zusammensetzung der Richter- und Staatsanwaltsräte

Der Wahlvorstand ermittelt die Zahl der zu wählenden Mitglieder 
des Richter- oder Staatsanwaltsrates (§ 34 Absatz 1 und § 92 Absatz 
3 Satz 1 des Berliner Richtergesetzes).

§ 36
Ausübung des Wahlrechts

(1) Die Richterinnen und Richter auf Lebenszeit und auf Zeit 
üben ihr Wahlrecht bei dem Gericht aus, bei dem ihnen das Richter-
amt übertragen worden ist. Die Richterinnen und Richter auf Probe 
und kraft Auftrags üben ihr Wahlrecht bei dem Gericht aus, bei dem 
sie beschäftigt sind.

(2) Eine Richterin oder ein Richter verliert das Wahlrecht nicht 
dadurch, dass sie oder er an ein anderes Gericht abgeordnet wird. 
Hat eine Abordnung an ein anderes Gericht des Landes Berlin länger 
als sechs Monate gedauert, so wird das Wahlrecht bei dem Gericht 
ausgeübt, an das die Richterin oder der Richter abgeordnet ist.

(3) Für die Ausübung des Wahlrechts der Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.

§ 37
Wahlvorschläge

(1) Die Wahlvorschläge sollen Frauen und Männer angemessen 
berücksichtigen. 

(2) Wahlvorschläge können die Wahlberechtigten und die in dem 
Gericht oder in der Staatsanwaltschaft vertretenen Berufsverbände 
der Richterschaft und der Staatsanwaltschaft machen. 

(3) Bei Gerichten und Staatsanwaltschaften mit bis zu 20 Wahlbe-
rechtigten kann jede wahlberechtigte Person einen Wahlvorschlag 
unterbreiten. Bei Gerichten und Staatsanwaltschaften mit mehr als 
20 Wahlberechtigten müssen die Wahlvorschläge von mindestens 
einem Zwanzigstel der Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Bruch-
teile eines Zwanzigstels werden auf ein volles Zwanzigstel aufge-
rundet. In jedem Fall genügt die Unterzeichnung durch zehn Wahl-
berechtigte. 

(4) Jeder in dem Gericht oder in der Staatsanwaltschaft vertretene 
Berufsverband kann nur einen Wahlvorschlag machen, der von zwei 
beauftragten Wahlberechtigten unterzeichnet sein muss.

(5) Aus dem Wahlvorschlag soll hervorgehen, welche der unter-
zeichnenden Personen zur Vertretung des Vorschlages gegenüber 
dem Wahlvorstand und zur Entgegennahme von Erklärungen und 
Entscheidungen des Wahlvorstandes berechtigt ist. Fehlt eine Anga-
be dazu, gilt die Person als berechtigt, die an erster Stelle steht. Ist 
der Wahlvorschlag von einem Berufsverband eingereicht worden, so 
ist dieser zur Vertretung seines Vorschlages gegenüber dem Wahl-
vorstand und zur Entgegennahme von Erklärungen und Entschei-

erhalten haben. Ist bei mehreren Personen die Stimmenzahl gleich, 
so ist jede von ihnen in die Vorschlagsliste gewählt.

(2) Der Gesamtwahlvorstand stellt anhand der ihm übersandten 
Niederschriften (§ 28) fest, welche Personen in die Vorschlagsliste 
für die Wahl des nichtständigen Mitglieds für die jeweilige Gerichts-
barkeit oder die Staatsanwaltschaft aufzunehmen sind, und benach-
richtigt die gewählten Personen. 

(3) Der Landeswahlvorstand stellt anhand der ihm übersandten 
Niederschriften (§ 28) fest, welche Personen in die Vorschlagsliste 
für die Wahl der beiden ständigen Mitglieder aufzunehmen sind, und 
benachrichtigt die gewählten Personen. 

§ 30
Anzeige des Wahlergebnisses

Der Gesamtwahlvorstand hat die Namen der Personen, die ihre 
Wahl angenommen haben, der Präsidentin oder dem Präsidenten des 
oberen Landesgerichts oder der Generalstaatsanwältin oder dem Ge-
neralstaatsanwalt des Landes Berlin anzuzeigen. Der Landeswahl-
vorstand zeigt die Namen der in seiner Zuständigkeit ermittelten 
Personen der Präsidentin oder dem Präsidenten des Kammergerichts 
an. 

§ 31
Aufbewahrung der Unterlagen

Der Gesamtwahlvorstand übersendet die Niederschriften der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten des oberen Landesgerichts oder der 
Generalstaatsanwältin oder dem Generalstaatsanwalt des Landes 
Berlin; der örtliche Wahlvorstand übersendet seine Unterlagen dem 
Gerichtsvorstand oder der Leitung der Staatsanwaltschaft, der Lan-
deswahlvorstand der Präsidentin oder dem Präsidenten des Kam-
mergerichts. Die Niederschriften und sonstigen Unterlagen sind 
mindestens bis zur nächsten Wahl aufzubewahren. 

§ 32
Listen der dem Abgeordnetenhaus für den Richterwahlausschuss 

vorzuschlagenden Personen

Die Präsidentinnen und Präsidenten der oberen Landesgerichte 
sowie die Generalstaatsanwältin oder der Generalstaatsanwalt des 
Landes  Berlin senden die Listen der dem Abgeordnetenhaus für die 
Wahl zum Richterwahlausschuss nach § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 und Satz 2 des Berliner Richtergesetzes vorzuschlagenden Perso-
nen unter Angabe der Reihenfolge des Abstimmungsergebnisses 
und der auf die Personen entfallenen Stimmenzahl an ihre oberste 
Dienstbehörde. Diese leitet die Vorschlagslisten an die Präsidentin 
oder den Präsidenten des Abgeordnetenhauses weiter.

Dritter Abschnitt
Wahl der Richter- und Staatsanwaltsräte

§ 33
Wahlvorstand

Die Wahl der Richter- und Staatsanwaltsräte führt der örtliche 
Wahlvorstand durch. In den Fällen der Neuwahl (§ 36 Absatz 1 des 
Berliner Richtergesetzes) bestimmt er den Wahltag.

§ 34
Bildung des Wahlvorstandes

(1) Im Fall des regelmäßigen Wahltermins (§ 28 Absatz 2 des Ber-
liner Richtergesetzes) bestellt der Richter- oder Staatsanwaltsrat 
spätestens bis zum 1. September drei Wahlberechtigte als Wahlvor-
stand und eine Person von ihnen als Vorsitzende oder Vorsitzenden. 
Für jedes Mitglied soll ein Ersatzmitglied berufen werden. In den 
Fällen der Neuwahl (§ 36 Absatz 1 des Berliner Richtergesetzes) 
bestellt der Richter- oder Staatsanwaltsrat den Wahlvorstand spätes-
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§ 41
Wahlverfahren bei Vorliegen mehrerer Wahlvorschläge  

 (Verhältniswahl)

(1) Nach den Grundsätzen der Verhältniswahl  ist zu wählen, 
wenn mehrere gültige Wahlvorschläge eingegangen sind. In diesen 
Fällen kann jede wahlberechtigte Person ihre Stimme nur für den 
gesamten Wahlvorschlag (Vorschlagsliste) abgeben.

(2) Auf den Stimmzetteln sind die Vorschlagslisten in der Reihen-
folge der Ordnungsnummern unter Angabe von Familienname, Vor-
name und Amtsbezeichnung der Bewerberinnen und Bewerber un-
tereinander aufzuführen; bei Vorschlagslisten, die mit einem 
Kennwort versehen sind, ist auch das Kennwort anzugeben.

(3) Die wahlberechtigte Person hat auf dem Stimmzettel die Vor-
schlagsliste anzukreuzen, für die sie ihre Stimme abgeben will.

(4) Bei der Verhältniswahl werden die Summen der auf die einzel-
nen Vorschlagslisten entfallenen Stimmen nebeneinandergestellt 
und der Reihe nach durch 1, 2, 3 usw. geteilt. Auf die jeweils höchs-
te Teilzahl (Höchstzahl) wird so lange ein Sitz zugeteilt, bis alle Sit-
ze verteilt sind. Ist bei gleichen Höchstzahlen nur noch ein Sitz oder 
sind bei drei gleichen Höchstzahlen nur noch zwei Sitze zu vertei-
len, so entscheidet das Los. 

(5) Enthält eine Vorschlagsliste weniger Bewerberinnen und Be-
werber als ihr nach den Höchstzahlen Sitze zustehen würden, so fal-
len die überschüssigen Sitze den übrigen Vorschlagslisten in der 
Reihenfolge der nächsten Höchstzahlen zu. 

(6) Innerhalb der Vorschlagslisten werden die Sitze auf die Be-
werberinnen und Bewerber in der Reihenfolge ihrer Benennungen 
(§ 37 Absatz 8) verteilt. 

§ 42
Wahlverfahren bei Vorliegen eines Wahlvorschlages (Personen- 

und Mehrheitswahl)

(1) Nach den Grundsätzen der Personen- und Mehrheitswahl ist 
zu wählen, wenn nur ein gültiger Wahlvorschlag eingegangen ist. 
Die Wahlberechtigten dürfen nur solche Bewerberinnen und Bewer-
ber wählen, die in dem Wahlvorschlag aufgeführt sind. 

(2) Auf dem Stimmzettel werden die Bewerberinnen und Bewer-
ber aus dem Wahlvorschlag in unveränderter Reihenfolge unter An-
gabe von Familienname, Vorname, Amtsbezeichnung und Kennwort 
aufgeführt. Die wahlberechtigte Person kreuzt auf dem Stimmzettel 
die Namen der Bewerberinnen und Bewerber an, für die sie ihre 
Stimme abgeben will. Sie darf nicht mehr Namen ankreuzen, als 
Mitglieder des Richter- oder Staatsanwaltsrates zu wählen sind.

(3) Die Bewerberinnen und Bewerber sind in der Reihenfolge der 
jeweils höchsten auf sie entfallenden Stimmenzahl gewählt. Bei 
gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.

§ 43
Wahl eines Richter- oder Staatsanwaltsrates, der aus einem 

 Mitglied besteht (Personen- und Mehrheitswahl)

(1) Nach den Grundsätzen der Personen- und Mehrheitswahl ist 
zu wählen, wenn nur ein Mitglied des Richter- oder Staatsanwaltsra-
tes zu wählen ist. 

(2) Auf dem Stimmzettel werden die Bewerberinnen und Bewer-
ber aus den Wahlvorschlägen in alphabetischer Reihenfolge unter 
Angabe des Familiennamens, des Vornamens und der Amtsbezeich-
nung aufgeführt. 

(3) Die wahlberechtigte Person hat auf dem Stimmzettel den Na-
men der Bewerberin oder des Bewerbers anzukreuzen, für die oder 
den sie die Stimme abgeben will.

(4) Gewählt ist die Bewerberin oder der Bewerber, die oder der 
die meisten Stimmen erhält. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet 
das Los. 

dungen des Wahlvorstandes berechtigt; er kann auf dem Wahlvor-
schlag auch Personen benennen, die an seiner Stelle hierzu berechtigt 
sind. 

(6) Die nach § 89 Absatz 3 des Berliner Richtergesetzes nicht 
wählbaren Personen dürfen keine Wahlvorschläge einreichen oder 
unterzeichnen. 

(7) Jede Bewerberin und jeder Bewerber kann für die Wahl nur 
auf einem Wahlvorschlag vorgeschlagen werden.

(8) Die Namen der einzelnen Bewerberinnen und Bewerber sind 
auf dem Wahlvorschlag untereinander aufzuführen und mit fortlau-
fenden Nummern zu versehen.

(9) Der Wahlvorschlag soll mit einem Kennwort versehen wer-
den. 

(10) Eine Verbindung von Wahlvorschlägen ist unzulässig.

§ 38
Behandlung der Wahlvorschläge durch den Wahlvorstand, 

 ungültige Wahlvorschläge

(1) Der Wahlvorstand vermerkt auf den Wahlvorschlägen das Da-
tum und die Uhrzeit des Eingangs. Im Fall des § 7 Absatz 3 ist auch 
der Zeitpunkt des Eingangs des berichtigten Wahlvorschlages zu 
vermerken.

(2) Der Wahlvorstand hat eine Bewerberin oder einen Bewerber, 
die oder der mit ihrer oder seiner schriftlichen Zustimmung auf 
mehreren Wahlvorschlägen benannt ist, aufzufordern, innerhalb von 
drei Werktagen zu erklären, auf welchem Wahlvorschlag sie oder er 
benannt bleiben will. Wird diese Erklärung nicht fristgerecht abge-
geben, so wird die Bewerberin oder der Bewerber von sämtlichen 
Wahlvorschlägen gestrichen.

§ 39
Nachfrist für die Einreichung von Wahlvorschlägen

(1) Ist nach Ablauf der in § 6 Absatz 3 genannten Frist überhaupt 
kein gültiger Wahlvorschlag eingegangen, so gibt der Wahlvorstand 
dies sofort durch Aushang an denselben Stellen, an denen das Wahl-
ausschreiben ausgehängt ist, bekannt. Gleichzeitig fordert er zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen innerhalb einer Nachfrist von 
fünf Kalendertagen auf.

(2) Der Wahlvorstand weist darauf hin, dass der Richter- oder 
Staatsanwaltsrat nicht gewählt werden kann, wenn auch innerhalb 
der Nachfrist kein gültiger Wahlvorschlag eingeht.

(3) Gehen auch innerhalb der Nachfrist keine gültigen Wahlvor-
schläge ein, so gibt der Wahlvorstand sofort bekannt, dass diese 
Wahl nicht stattfinden kann und dass das Amt des Wahlvorstandes 
erloschen ist.

§ 40
Bezeichnung der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlvorstand versieht die Wahlvorschläge in der Reihen-
folge ihres Eingangs mit Ordnungsnummern (Vorschlag 1 usw.). Die 
vergebenen Ordnungsnummern bestimmen die Reihenfolge der 
Wahlvorschläge auf dem Stimmzettel. Wahlvorschläge, die vor Be-
ginn der Einreichungsfrist (§ 6 Absatz 3) beim Wahlvorstand einge-
hen, gelten als mit Beginn dieser Frist eingegangen. Ist ein Wahlvor-
schlag berichtigt worden, so ist der Zeitpunkt des Eingangs des 
berichtigten Wahlvorschlages maßgebend. Sind mehrere Wahlvor-
schläge gleichzeitig eingegangen, so entscheidet das Los über die 
Reihenfolge auf dem Stimmzettel.

(2) Der Wahlvorstand bezeichnet die Wahlvorschläge mit dem Fa-
milien- und Vornamen der Bewerberin oder des Bewerbers, die oder 
der an erster Stelle benannt ist. Bei Wahlvorschlägen, die mit einem 
Kennwort versehen sind, ist auch das Kennwort anzugeben. 
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§ 51 
Feststellung und Bekanntmachung des Wahlergebnisses

(1) Der Gesamtwahlvorstand zählt unverzüglich die auf jede Vor-
schlagsliste oder, wenn Mehrheitswahl stattgefunden hat, die auf 
jede einzelne Bewerberin und jeden einzelnen Bewerber entfallenen 
Stimmen zusammen und stellt das Ergebnis der Wahl fest.

(2) Sobald die Namen der als Mitglieder des Gesamtrichter- oder 
Gesamtstaatsanwaltsrates gewählten Bewerberinnen und Bewerber 
feststehen, teilt der Gesamtwahlvorstand sie den örtlichen Wahlvor-
ständen mit. Die örtlichen Wahlvorstände geben sie durch zweiwö-
chigen Aushang an den gleichen Stellen wie das Wahlausschreiben 
bekannt. 

Fünfter Abschnitt
Wahl der Präsidialräte

§ 52
Wahlvorschläge, anzuwendende Bestimmungen

Die für die Wahlen zu den Gesamtrichterräten zuständigen Ge-
samtwahlvorstände führen auch die Wahlen zu den Präsidialräten 
durch. Wahlvorschläge können nicht von Berufsverbänden der 
Richterschaft gemacht werden. Im Übrigen finden die Vorschrif-
ten über die Wahl der Gesamtrichterräte entsprechende Anwen-
dung.

Sechster Abschnitt
Schlussvorschriften

§ 53
Übergangsvorschrift

(1) Hinsichtlich der Wahl des für die 17. Wahlperiode des Abge-
ordnetenhauses zu wählenden Richterwahlausschusses gilt § 23 Ab-
satz 1 mit der Maßgabe, dass die Wahlvorstände spätestens zwei 
Wochen nach Inkrafttreten dieser Verordnung zu bilden sind.

(2) Hinsichtlich der Wahlen der Richter- und Staatsanwaltsver-
tretungen im Jahr des Inkrafttretens des Berliner Richtergesetzes 
vom 9. Juni 2011 (GVBl. S. 238) gilt diese Verordnung mit der 
Maßgabe, dass die Frist nach § 5 Absatz 1 Satz 1 fünf Wochen be-
trägt und abweichend von § 34 der Wahlvorstand spätestens zwei 
Wochen nach Inkrafttreten dieser Verordnung zu bilden ist und die 
örtlichen Wahlvorstände bei der Staatsanwaltschaft Berlin und der 
Generalstaatsanwaltschaft durch die jeweilige Behördenleitung be-
stellt werden.

§ 54
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig treten die 
Wahlordnung zum Berliner Richtergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. August 1988 (GVBl. S. 1649) und die 
Wahlordnung zum Berliner Richtergesetz betreffend Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälte vom 18. Mai 2004 (GVBl. S. 221) außer 
Kraft.

Berlin, den 20. September 2011

Der Senat von Berlin

Klaus W o w e r e i t
Regierender Bürgermeister

Gisela  v o n  d e r  A u e
Senatorin für Justiz

§ 44
Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Die Wahlunterlagen (Niederschriften, Bekanntmachungen, 
Stimmzettel, Freiumschläge für die schriftliche Stimmabgabe usw.) 
werden vom Richter- oder Staatsanwaltsrat bis zum Abschluss der 
nächsten Wahl aufbewahrt; sie sollen dann vernichtet werden.

Vierter Abschnitt
Wahl der Gesamtrichterräte und des Gesamtstaatsanwaltsrates

§ 45
Wahlvorstand, Wahltag

(1) Die Wahl der Gesamtrichterräte und des Gesamtstaatsanwalts-
rates führt der jeweilige Gesamtwahlvorstand durch.

(2) Der bei dem Kammergericht gebildete Gesamtwahlvorstand 
bestimmt den Wahltag für die regelmäßig durchzuführenden Wahlen 
der Richtervertretungen (§ 28 Absatz 2 des Berliner Richtergeset-
zes) im Benehmen mit den übrigen Gesamtwahlvorständen.

§ 46
Entsprechende Anwendung der Vorschriften über die Wahl der 

Richter- und Staatsanwaltsräte

Für die Wahl der Gesamtrichterräte und des Gesamtstaatsanwalts-
rats gelten die Vorschriften des Dritten Abschnitts entsprechend, so-
weit sich aus den folgenden Vorschriften nichts anderes ergibt. 

§ 47
Gesamtwahlvorstand

Der Gesamtwahlvorstand wird, wenn ein Gesamtrichter- oder Ge-
samtstaatsanwaltsrat nicht besteht, von den Richterräten des Ge-
richtszweiges oder den Staatsanwaltsräten gewählt. Findet eine 
Wahl nicht statt oder bestehen in dem Gerichtszweig keine Richter-
räte oder in den Staatsanwaltschaften keine Staatsanwaltsräte, so 
bestellt die Präsidentin oder der Präsident des oberen Landesge-
richts oder die Generalstaatsanwältin oder der Generalstaatsanwalt 
des Landes Berlin den Gesamtwahlvorstand.

§ 48
Wahlvorstand bei gesonderter Wahl des Gesamtrichter- oder 

 Gesamtstaatsanwaltsrates

Wird der Gesamtrichter- oder Gesamtstaatsanwaltsrat nicht 
gleichzeitig mit den Richter- oder Staatsanwaltsräten gewählt, wird 
der örtliche Wahlvorstand auf Ersuchen des Gesamtwahlvorstandes 
vom Richter- oder Staatsanwaltsrat oder, wenn ein solcher nicht be-
steht, von der Leitung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft be-
stellt.

§ 49
Wahlausschreiben

(1) Der Gesamtwahlvorstand erlässt das Wahlausschreiben. Das 
Wahlausschreiben muss die Angaben nach § 5 Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 1 bis 10 enthalten; der örtliche Wahlvorstand ergänzt das Wahl-
ausschreiben durch die Angaben nach § 5 Absatz 1 Satz 3 Nummer 
11 bis 15.

(2) Der örtliche Wahlvorstand macht das Wahlausschreiben in der 
Dienststelle bis zum Abschluss der Stimmabgabe öffentlich zugäng-
lich.

§ 50
Wahlvorschläge, Stimmzettel

Auf den Wahlvorschlägen und den Stimmzetteln für die Wahl des 
Gesamtrichter- oder Gesamtstaatsanwaltsrates ist auch die Dienst-
stelle der Bewerberin oder des Bewerbers aufzuführen. 
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Verordnung
über die Zugangsvoraussetzungen für die Studiengänge der Hochschule für Musik „Hanns Eisler“, 

der Hochschule für Schauspielkunst „Ernst Busch“ 
und der Kunsthochschule Berlin (Weißensee) sowie für die künstlerischen Studiengänge 

der Universität der Künste Berlin 
(Kunsthochschulzugangsverordnung – KunstHZVO)

Vom 14. September 2011

Auf Grund des § 10 Absatz 4 des Berliner Hochschulgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juli 2011 (GVBl. S. 378) 
wird verordnet: 

§ 1
Zugangsvoraussetzungen für erste 
berufsqualifizierende Studiengänge

(1) Für das Studium in den zu einem ersten berufsqualifizierenden 
Abschluss führenden künstlerischen Studiengängen der Universität 
der Künste Berlin sowie in den zu einem ersten berufsqualifizieren-
den Abschluss führenden Studiengängen der Hochschule für Musik 
„Hanns Eisler“, der Hochschule für Schauspielkunst „Ernst Busch“ 
und der Kunsthochschule Berlin (Weißensee) müssen eine Hoch-
schulzugangsberechtigung nach den §§ 10 oder 11 des Berliner 
Hochschulgesetzes und eine künstlerische Begabung vorliegen.

(2) Abweichend von Absatz 1 muss eine besondere künstlerische 
Begabung vorliegen, ohne dass eine Hochschulzugangsberechti-
gung nachzuweisen ist, für
1. Bildende Kunst/Freie Kunst,
2. Bühnenbild,
3. Kostümbild,
4. Choreographie/Tanz/Tanzpädagogik,
5. Gesang,
6. Musical,
7. Musik (Instrumente, Komposition, Tonsatz, Dirigieren, Korre-

petition, Popularmusik, Jazz),
8. Puppenspielkunst,
9. Schauspiel,
10. Szenisches Schreiben.

(3) In Ausnahmefällen können Bewerber und Bewerberinnen ab-
weichend von Absatz 1 auch ohne Hochschulzugangsberechtigung 
bei Vorliegen einer besonderen künstlerischen Begabung zugelassen 
werden für
1. Design,
2. Kunst und Medien,
3. Kirchenmusik,
4. Pädagogische Ausbildung Musik,
5. Schauspielregie und Regie für Musiktheater,
6. Visuelle Kommunikation einschließlich Grafik-Design.

(4) Für das Fach oder Großfach Bildende Kunst für das Amt des 
Studienrats müssen eine Hochschulzugangsberechtigung nach den 
§§ 10 oder 11 des Berliner Hochschulgesetzes und eine besondere 
künstlerische Begabung vorliegen.

§ 2
Zugangsvoraussetzungen für die Masterstudiengänge

(1) Für das Studium in einem künstlerischen Masterstudiengang 
oder in einem künstlerischen weiterbildenden Studiengang nach 
§ 23 Absatz 5 des Berliner Hochschulgesetzes der Universität der 

Künste Berlin sowie in einem Masterstudiengang oder in einem wei-
terbildenden Studiengang nach § 23 Absatz 5 des Berliner Hoch-
schulgesetzes der Hochschule für Musik „Hanns Eisler“, der Hoch-
schule für Schauspielkunst „Ernst Busch“ und der Kunsthochschule 
Berlin (Weißensee) müssen die Zugangsvoraussetzungen nach den 
Bestimmungen des Berliner Hochschulgesetzes und eine künstleri-
schen Begabung vorliegen.

(2) Abweichend von Absatz 1 müssen neben den Zugangsvoraus-
setzungen nach den Bestimmungen des Berliner Hochschulgesetzes 
folgende Voraussetzungen vorliegen:
1. eine besondere künstlerische Begabung für das Amt des Studi-

enrats mit dem Fach oder Großfach Bildende Kunst oder für das 
Amt des Studienrats mit dem Fach Musik,

2. eine besondere künstlerische Begabung für
a) Bildende Kunst / Freie Kunst,
b) Bühnenbild,
c) Kostümbild,
d) Choreographie / Tanz,
e) Gesang,
f) Musik (zum Beispiel Instrumente, Komposition, Tonsatz, 

Elektroakustische Musik, Dirigieren, Korrepetition, Jazz, 
Kammermusik, Liedgestaltung),

g) Kirchenmusik,
h) Regie für Musiktheater.

§ 3
Zulassungsverfahren

(1) Für die Zulassung zu Studiengängen, für die nach §§ 1 und 2 
eine künstlerische Begabung oder eine besondere künstlerische Be-
gabung erforderlich ist, finden Zulassungsverfahren statt. 

(2) Die Teilnahme am Zulassungsverfahren setzt eine Bewerbung 
voraus, die an die Hochschule innerhalb einer von dieser festzuset-
zenden Frist (Ausschlussfrist) zu richten ist.

(3) Über das Zulassungsverfahren ist eine Niederschrift mit den 
Gründen für die Entscheidung zu fertigen. Das Ergebnis jedes Ab-
schnitts des Zulassungsverfahrens ist dem Bewerber oder der Be-
werberin mitzuteilen. Im Fall der Ablehnung sind die Gründe 
schriftlich anzugeben.

(4) Weitere Einzelheiten des Zulassungsverfahrens können in Zu-
lassungsordnungen für die einzelnen Studiengänge geregelt werden.

§ 4
Vorauswahl

In den Zulassungssatzungen für die einzelnen Studiengänge kann 
die Durchführung einer Vorauswahl vorgesehen werden. Zweck der 
Vorauswahl ist es, diejenigen Bewerber und Bewerberinnen von der 
Zugangsprüfung auszuschließen, bei denen bei erster Begutachtung 
der Mangel der für den gewählten Studiengang erforderlichen künst-
lerischen Begabung zu erkennen ist.
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(3) Die hauptberuflichen Professoren und Professorinnen haben 
die Mehrheit in der Zulassungskommission. Für Zulassungskom-
missionen in Fächern, für die kein oder nur ein hauptberuflicher Pro-
fessor oder eine hauptberufliche Professorin vorhanden ist, können 
Ausnahmen von Satz 1 beschlossen werden.

(4) An den Sitzungen einer Zulassungskommission nehmen zwei 
Studierende des entsprechenden Studiengangs mit Rederecht teil. 
Sie werden vom Fachbereichsrat, an Hochschulen ohne Fachberei-
che vom Akademischen Senat, bestimmt.

(5) Die Mitglieder der Zulassungskommissionen müssen nach ih-
rer Lehrtätigkeit in der Lage sein, die jeweilige künstlerische Bega-
bung der Bewerber und Bewerberinnen zu beurteilen.

(6) Entscheidungen der Zulassungskommissionen bedürfen der 
Mehrheit ihrer Mitglieder.

§ 7
Zuhörer und Zuhörerinnen

Wer sich zur Teilnahme am Zulassungsverfahren beworben hat, 
kann an Zugangsprüfungen als Zuhörer oder Zuhörerin teilnehmen; 
dies gilt nicht für die Beratung und die Bekanntgabe des Prüfungs-
ergebnisses. Die Teilnahme von Zuhörern und Zuhörerinnen ist auf 
Antrag eines Kandidaten oder einer Kandidatin auszuschließen.

§ 8
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Kunsthochschulzugangsverordnung vom 23. Juni 1992 (GVBl. 
S. 214), die zuletzt durch Artikel VII des Gesetzes vom 20. Mai 2011 
(GVBl. S. 194) geändert worden ist, außer Kraft.

Berlin, den 14. September 2011

Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung
Prof. Dr. E. Jürgen Z ö l l n e r

§ 5
Zugangsprüfung

(1) Auf Grund der Zugangsprüfung wird über die Zulassung zum 
Studium in den einzelnen Studiengängen entschieden. Die Zugangs-
prüfung bezieht sich auf die in den einzelnen Studiengängen erfor-
derliche künstlerische Begabung. Der Entscheidung sind zugrunde-
zulegen:
1. Arbeitsproben,
2. eine oder mehrere zu erfüllende Aufgaben,
3. in der Regel ein fachliches Gespräch.

(2) Bewerber und Bewerberinnen werden, vorbehaltlich von Zu-
lassungsbeschränkungen, zum Studium zugelassen, wenn sie auf 
Grund des Ergebnisses der Zugangsprüfung die für den gewählten 
Studiengang erforderliche Begabung nachgewiesen haben.

(3) Hat sich der Bewerber oder die Bewerberin nicht innerhalb 
von drei Jahren nach Bestehen der Zugangsprüfung immatrikuliert, 
so kann der Nachweis der Begabung erneut gefordert werden. In den 
Zulassungsordnungen gemäß § 3 Absatz 4 können für bestimmte 
Studiengänge kürzere Fristen vorgesehen werden.

§ 6
Zulassungskommissionen

(1) Das Zulassungsverfahren wird durch die Zulassungskommis-
sion durchgeführt. Sie trifft alle Entscheidungen, soweit in dieser 
Verordnung nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Zulassungskommission, einschließlich ihres oder ihrer 
Vorsitzenden und dessen oder derer Stellvertreter oder Stellvertrete-
rin, wird vom zuständigen Fachbereichsrat, an Hochschulen ohne 
Fachbereiche vom Akademischen Senat, bestimmt. Sie besteht aus 
einer ungeraden Zahl von Mitgliedern, deren Amtszeit zwei akade-
mische Jahre beträgt. Der Zulassungskommission gehören nur 
hauptberufliche Professoren und Professorinnen und akademische 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit selbständiger Lehrtätigkeit an. 
Vorsitzender oder Vorsitzende einer Zulassungskommission und 
dessen oder deren Stellvertreter oder Stellvertreterin können nur 
hauptberufliche Professoren oder Professorinnen sein.
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